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und was die Armuth anbelange, so köuue eine Gemeindemit mir ,">N"/n llullagen sich in schlechteren
Verhältnissen befinden,als eine Gemeindemit 12«»"/° Unilagcn.

Nachdemder Referent in seinen! Zchlußworteebenfallsauf die Verhältnisseder «Gemeinde
Dbern'esel eingegangenist und den Antrag des Ausschusses aufrecht erhält, schließt der Marschall
die Disenssionund bringt den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung,Derselbe wird angenommen
wodur-ch der Autrag des Abgeordneten Vremig fällt.

Es folgt das Refe.rat des IV. Ausschusses, betreffenddie Erhöhung der Vezirtsstraßem Erhöhung der
zuschlage des Regiernngsbezirts Düsseldorf pro 18?«>. Vezirtsstraßmzuschläge

Referent Freiherr von F ü r st enberg - (^ iinbo r n.
Der XXI!!. Provinzial^audtag hat rie Erhöhung der Vezirtsstraßeuzuschlägefür den

RegierungsbezirkDüsseldorf für den ostrheiuischeu Vezirksstraßeufondsans ? «/» und für den west-

i»! Negicnnigsbezirte
Düsseldorf.

rheinischenVezirtsstraßeufouds auf 10 °/° beschlossen und zwar für das nächste Etatsjahr. Da
letztereserst mit 187? beginnt, fo frägt der Herr Landtags-Commissaran, in welcherWeise pro
1870 das voraussichtliche Defieit gedeckt werdeu foll.

Der Ausschuß beschließt, dein Herrn LandtagsKommissarzu erwidern, daß hier ein Ver¬
sehen vorliege niw die Erhöhung pro 18?»i bereits stattzufindenhabe.

Der Marsch all stellt den Antrag des Ausschusses zur Discussion.
Der Abgeordnete Münster beantragt, den Gegenstandvon der Tagesordnung abzusetzen,

weil derselbe dnrch einen demnächst zu behandelndenähnlichen Gegenstanderledigt würde.
Der Marsch all erklärt, daß dies nicht der Fall sei und daß die Königliche Regierung

eine Erledigung ihrer Aufrage wünfche.
Der AbgeordneteMünster zieht seinen Antrag zurück.
Der Marsch all bringt hierauf den Autrag des Ausschusses zur Abstimmungund wird

derselbe angenommen.
Der Marschall erklärt die Tagesordnung für erschöpft, schließt die Sitzung und ladet

zur nächsten Plenarsitzunganf Samstag um 11 Uhr ein.
(Schluß der Sitzung um ü Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
. LandtagsMarschall,

Siebente Sitzung.
Verhandelten der Aula drr Ncaljchulc zu Düsseldorfam II. September 1875.

beizuwoh

Der Marschall eröffnet die Sitzung um 11^ Uhr.
Das Protokoll der sechsten Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete Freiherr v. Fürstenberg,
Der Marsch all theilt folgende Eingänge mit:
Der Graf von Nesselrodehat telegraphirt, daß er verhindert fei, der heutigen Sitzung Geschäftliche

Mittheilungen.neu.
6»
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Von dem Königlichen Landtags-Eommissarist die Mittheilung eingegangen,daß im Stande
der Ritterschaft Freiherr v. Aourfcheidtseine Verhinderung angezeigthat, ferner an den Arbeite»
des Landtages Theil zu nehmen. Ein Stellvertreter in, Stande der Ritterschaft ist aber nicht
mehr vorhanden.

Von demselben die Mittheilung, betreffend die Uebernahmeder Schlebusch - Wiesdorfeuer
, Straße auf den DüsseldorferBczirksstraßenfonds. Geht an den IV. Ausschuß.

Von demselben die Mittheilung, betreffend einen von den, Landtage m geuehmigeudeu
Zuschuß zur Beschaffung einer Meute zur Vertilgung des Schwarzwildes in der Nhrinprovi»-,.
Geht an den III. Ausschuß.

Von dem Proviuzial-Verwaltuugsrath ist eingegaugcu eine Vorlage an den Provin^ial-Landla^.
betreffenddie Eigenthnmsverhältnisfedes Landarinenhanfeszu Trier. Geht an den ll. Ausschuß.

Vou demselbendie Vorlage, eine Petition an Se. Majestät den Kaiser und ^iöuig ;»
richten, bezüglich des Anstellungs - Modus der Dircctoreu der Irren Anstalten und der Direktoren
und Lehrer der Taubstummen-,Blinden- und Hebammcnlehr-Anstaltcn.

Von demselbender Antrag, dem Provinzial Verwaltnngsratyc bis zur Aufstellungeines
ueueu Etats aus den Mitteln der Feuer-Societät 3000 Mark zur Verfügung zu stellen, »», die
«Behälter der Beamten der Feuer-Soeietät aufbessernzu tonnen. Geht au oen IN. Ansschnß.

Von demselbenein Antrag, die Raten für Prämiirung nnd Unterstützungvon Slraßeu
bauten normireu und die Oenehmiglingertheilen zn »vollen, um die nicht vorhandenen Mittel auf
die Provinz umzulegen. <Heht an den IV. Ansschnß.

Von dem .Königlichen Landtags-Eommissardie Mittheilung, betreffenddie Uebernahmeder
Straße vou dem Böckel über Anrath-Vorst bis znr Vosscnhof-Mülhansencr'Bezirtsstrasie. Geht
an den IV. Ausschuß.

Vou dem Proviuziat-Vcrwaltungsrath der Antrag den vorrevidirtcn Rechnungen der
Blinden-Anstalt pro 1873/74 Decharge ertheilen zu wollen. Geht an den II. Ausschuß.

Der Marsch all macht die Mittheilung, daß die Abgeordnetenv. Keßcler und Wachter
den, II, Ausschuß zugetheiltsiud.

Der Marsch all bemerkt, daß die Mittheilungen der Regierung zn dem Antrage des
Provinzial - Verwaltungsraths, betreffend die Rate für Prämiirung und Unterstützungvon Straßen-
baute» erst vor der letzten Vcrwaltungsraths-Sitzung eingegangensind und darüber eiue Vorlage an
dcu Landtag kommen würde.

Die in dem 8- 4 der Geschäftsordnungenthaltene Bestimmung, wouach Anträge und
Petitionen nur in den ersten 14 Tagen nach Eröffnung des Landtages eingebrachtwerden tonnen,
dürfte sich seiner Meinung nach nur auf solche Auträge und Petitionen beziehen, welche von Außen
an den Landtag kämen, während dringendeAnträge von Seiten der Verwaltung auch noch später
au den Landtag gestelltwerden könnten.

Das Haus erklärt sich damit einverstandeu.
Vtelwertreter ^ Der Abgeorducte Freiherr v. Solemacher bemerkt in Bezug auf die vou dem Herrn

^^mdenM,^ eingegangene Mittheilung, wonach für den Freiherr» v. Bourschcidtkein Stell¬
vertreter vorhanden sei, daß für den RegierungsbezirkAachen »och 2 Stellvertreter vorhanden
wären, und daß, wenn in den einem Regierungsbezirkekeine Stellvertreter vorhanden wären, sie
seiner Meinung uach aus einem andern genommenwerden könnten.

Der Marsch all erklärt, daß er diese Bemerkung des AbgeordnetenFreiherr v. Sole-
macher als eine Berichtigung zu der Mittheilung des Herrn Landtags - Eommissars ansehen müsst',
und ersucht den AbgeordnetenFreiherrn von Solemacher nm schriftliche Formulirnng des Antrages.
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Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten.
Referat des I V. Ausschnsses, betreffend deu erneuten Antrag auf Pflasterung der Elberfcld- Pstcistcrunn der

Barn,euer Bezirtsslraße auf Kosten des BczirtsstraßewFouds. tilberfeld Nariner-
:1>cferentAbgeordneter Muud. Der Ausschuß beantragt: VeziMstraßc.
Der hohe Landtag wolle beschließen, au den aufgestellten Normativbestimmuugeu über die

Pflasterung von Vezirlsstraßeu festzuhalten und den erncnten Autvag auf Pflasterung der Elberfeld-
BarmeuerÄezirtsstraße, ausschließlich aus deu Mitteln des Vezirksstraßeu-Fouds, abzulehnen.

Der Marsch all eröffnet hierüber die Diskussion,
Der Abgeordnete Dietzc verbreitet sich zunächst über die Geschichte dieser Straße, die

ril<^ eine Bezirlsstraße geworden sei, und die viel billiger unterhalten werden tonnte, wenn sie
gepflastert würde. Auch die Königliche Regierung selbst habe eonstatirt, daß die Unterhallnng der
gepflastcrien Straße» billiger zu steheu komme. Nichtsdestoweniger »volle der Ausschuß an den:
festgcstcllleu Prineip festhalten, und er bitte daher den hohen Landtag, dem Antrage des Ans-
schnsscs nicht Folge geben zu wollen.

Der Abgeordnete Münster führt des Näheren aus, daß die Uebernahme dieser Straße
feiner Zeit wohl mit Unrecht erfolgt fei. Der Autrag auf Pflasterung der Elberfeld-Barmener
Straße sei bereits im vorigen Jahre von dem Ausschüsse nach allen Seiten hin bclenchtet worden,
und der Landtag habe mit Rücksicht auf die großen Vcitragslasteu der Städte beschlossen, daß die
Pflasterung solcher Straßen mir erfolgen solle, wenn die betreffenden Orte zwei Drittel der
Pflasterungstosten überuehmcn, und ein Drittel dieser Kosten werde dann von dem Vczirtsstraßem
fonds getragen werden.

Es werde sich nun frage«, ob der gegenwärtige Landtag es für zweckmäßig finde, diesen
-Beschluß wieder aufzuheben.

Der Abgeordnete Di etz e hält die Pftasternug der Straße aus zwei Gründen für geboten:
erstens der Billigkeit halber und zweitens, weil jetzt auch die Staatsstraßen, die vielfach gepflastert
seien, von der Provinz übernommen werden müßteu. Er habe gar keine Veraulassung, heute für
Elberfeld zu Plaidiren, fondern er fpreche nur für das Prineip und darum bitte er nochmals um
Gcnchmignng der Pflasterung dieser Straße.

Der Abgeordnete Müuster macht darauf aufmertsem, daß allerdings die Staatsstraßen,
die durch größere Städte führen, gepflastert scicu, dieses könue aber keinen Grnnd abgeben, die
Pflasterung ans die Vezirtsstraßcn auszudehnen.

Der Marsch all schließt die Discnssion und bringt den Autrag des Ausschusses zur Ab¬
stimmung.

Der Antrag des Ansschnsses wird angenommen.
Referat des II. Ausschusses, betreffend das Gesuch des Deichamtes des Siegburg-Müll- Gesuch dc« Deich-

borf- Ober- und Niedermendeuer-Schutz-Deichverbandes um weitere Ausdchuuug der Ziusfreiheit, Mülldo^Obev m?d
"om I. Oktober 1875 bis 1. Oktober 1880 von einem aus dem rheinischen Mcliorationsfonds ^ Nicdcrmcndener

"'haltenen Darlehn von 18,000 Mark. Referent Abgeordneter Strunck. m,?'weittrVAusdch^
Die Direktion der Rhciuifchcu Provinzial-Hülfstassc zur uähercu Aeußerung über das nung der Zinsfreiheit

besuch der Deichgeuosseuschaft aufgefordert, beantragt dessen Ablehnung, auf Grund des 8- 5 des"h" i' Qttbr.' 1880
"vidirten Statuts vom 19. November 18?2. v°" ,einem ans dem

^., ^ ^>> <> ^ <^ > >c^ c« . , ^ > „<-^ -- rheinischen Mclw
Der II. Ausschuß tritt dem Autrage der Directiou der Rheinischen Provluzlal-Hulsstafse ^ti,„sfonds erhalte.

bei und bittet die hohe Persammlung, deu Uebergaug zur Tagesorduuug zu beschließe». " 18 WU M'arl"'
Der Marschall eröffnet die Diseussiou und bringt, da sich Niemand zum Wort meldet

ben Antrag zur Abstimmung.
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Der Antrag des Ausschusses wird einstimmig angenommen.
Ausssicichimss der Referat des II. Ausschusses, betreffend deu Antrag des Äbgcordueleu ').!iü,!>tcr, die Aus

KrieMeisnm.imauü ^^chu,,^ ^ Kricgsleistuugeu aus deu Iahreu 1870/71 bei dem Hcrrn Ober Präsenten wieder
«n Jahre» !«70/7,, ^^^ .^ ^^,„,„,„^g ;u briugeu. Referent Abgeordneter üonrth.

Der II. Ausschuß beantragt über dieseu Autrag des Abgeordneten Münster znr Tages-
orduung überzugehen, iu der Erwägung, daß nach der Mittheilung des Herrn Ober 'Uväiidcutcu vom
I?. April d. I. die betreffcudeu Erhebungen uoch nicht abgeschlossensind, oieiuiehr wegen ihrer
Schwierigkeit uoch eine geraume Zeit iu Anspruch nehmen würden, im Uebrigen aber der Herr
Ober Präsident die Versicherung gebe, daß diese Angelegenheit nach Möglichkeit beschleunigt werde.

Der Marsch all eröffnet hierüber die Discufsion.
Abgeordneter Münster: Dem Autrage des Ausschusses töune er 'die volle Berechtigung

nicht absprechen. Da aber nach den erfolgte« Mittheiluugcu die Ausgleichung der Kriegsleistuugeu uoch
lange Zeit sich hinziehe» könne, wodurch diejenigen Gemeinden, welche bedeutendeVorschüssegemacht
hätten, durch Zinsverlnste in Nachtheil kämen, so wolle er sich erlaube«, folgenden Autrag zu stellen:

„Nach inzwischen vernommenen Mittheilungen und nach erfolgter Einsicht des betreffenden
Referats wird sich die Reguliruug der Äriegslasten-Entschädignngen pro 1870 71 uoch längere Zeit
hinziehen, und würden dadurch die Gemciudcn, welche bedeutende Borschüsse gemacht haben, durch
den Ziusverlust bedeutend in Nachtheil kommen, wenn solche nicht berechnet würden. Deshalb
beantrage ich, der hohe Landtag wolle beschließe», daß vom 1. Januar 1872 ab den Gemeinden,
welche Vorschüsse gemacht, Zinsen zu gut gerechnet, und die Gemeinden, welche ferner Zahlungen
zu leisten haben, mit den Zinsen dieser Summen bis zu dem für die Auszahlung festzusetzenden
Tage belastet werden."

Der Abgeordnete Dietze halt diesen Autrag nicht für gesetzlichzulässig uud er möchte in
dem Falle, daß der Antrag des Ausschusses nicht angenommeu werden sollte, anheim geben, deu
Antrag des Abgeordneten Münster erst einem Ausschusse Mr Berathung zu überweisen.

Der Abgeordnete Freiherr vonGehr bemerkt, daß er dieselbe Ansicht habe äußeru wollen
und schließt sich daher der Ansicht des Vorredners auf Neberweisnng des Antrags an einen Ausschuß au.

Der Abgeordnete Vremig führt an, daß jetzt nach dem inzwischen erlassenen Reichsgesetz
die Zuweisungen auf der Basis dieses Gesetzes erfolgen müssen, und halte er den Antrag auch aus
juristischen Gründen für durchaus unzulässig. ,

Der Referent giebt anheim, ob es sich empfehlen möchte, eine Petition au die Staats-
rcgiernng zu richten, von dem Zuschüsse, den der Staat bewillige, Zinsen gewähren zu wollen.

Der Abgeordnete Dietze spricht wiederholt gegen die Massigkeit des Antrages.
Der Abgeordnete Eourth tritt der Ansicht des Herrn Bremig bei, daß der Landtag nicht

berechtigt sei, eine solche Forderung zu stellen.
Der Marsch all schließt die Discussiou und bringt deu Autrag des Ausschusses mit der

Maaßgabe zur Abstimmung, daß im Falle der Ablehnung desselben über den Antrag Münster uoch
zu bestimme» sein würde, in welcher Weise die geschaftsordnuugsmäßige Behaudluug zu
geschehen habe.

Der Autrag des Ausschusses wird bei der Abstimmung einstimmig angenommen nnd damit
fällt der Antrag des Abgeordneten Münster.

Unterstützung der Referat des II. Ausschusses, betreffeud die vorgelegte» Auträge auf Unterstützung der
Wasserbeschädigte»an Wasserbeschädigteu an der Mosel, Nahe nnd im Hahncnbach-Thalc.
der Mosel, Nahe und
im Hahücnwchthale. Der I!. Ausschuß — nach eingehender Prüfung uud Berathuug 1) des vorliegende»

Antrages Bremig, 2) des vorliegenden Antrages des Bürgermeisters von Trarbach, 3) des vorlie-
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gcndenAntrages von Richter, säüinitlich betreffenddie Unterstützungder Wasserbeschädigten an der
Mosel, Nahe und im Hahuenbach^Thale— beschließt:

Dein hohen Hause die Ablehunugdieser Anträge vorzuschlagen, weil nach tz. 17
des Reglements der Proviuzial-Hülfstasse die Uebcrschiisse nur für öffentliche Zwecke
der Provinz zu verwende« find, und weil auch die Proviuz durch große Beschädigung
der Bezirksstraßenbei jenem Woltenbrnchein Mitleideuschaftgezogen worden ist.

Der Marsch all eröffnet hierüber die Diseussion.
AbgeordneterBremig: Bei Einbringung des Antrages habe er geglaubt, dadurch bei¬

tragen zu können, die große Noth der durch die elementaren EreignisseBeschädigteneinigermaßen
zu mildern. Der Ausschuß lehne nun diesen Antrag ab und stütze sich dabei auf deu tz. 17 des
Reglemenlo der Proviuzial-Hülfskasse,deren Uebcrschiisse nur für öffentliche Zwecke der Provinz
zu verwendenseien. Hierbei müsse er fragen, ob das nicht auch ciu öffentlicher Zweck sei, wenn
man eine Anzahl von Gemeiuoeuvor Verarmung zu schützensuche? Der Gesetzgeber habe in dem
Dotationsgesetz deu Ausdruck „öffentliche Zwecke" ganz richtig mit dem Worte „gemeinnützige
Zwecke" be;eichuet, mir der in Rede stehende Fonds werde jetzt durch das Dotatious Gesetz der
Provin; eigenthümlichübertragen. Ferner habe der Ausschuß sich darauf berufe», daß auch die
Provinz durch große Äcschädiguugder Vc^irlsstraßen bei jene» clcmeutaren Ereignisse»in Mit¬
leideuschaftgezogen wordeu sei, worauf er erwidcru müsse, daß dazu ein besondererFonds vor¬
handen wäre, der Bczirtostraßenfonds. Bei Einbringuug feines Antrages habe er geglaubt, daß
man ihn, vielleicht das Eine übel nehmen werde, nur :w,000 Mark beantragt ;u haben. Da
aber auch diese Summe nicht bewilligt werden solle, so könne er nur das höbe Haus bitteu, den
Antrag des Ausschussesabzulehueu und die von ihm und Herrn Richter gestellten Anträge
anznuehmcn.

Der Abgeordnete Ientges bemerkt, daß für den Ausschuß bei Ablehnungdieser Anträge
auch der Umstand mit maßgebendgewesen sei, daß man sich kein klares Bild habe machenkönnen,
in welchergerechtenWeife diefc Beträge znr Vertheilnng zu bringe» scie». Die Erfahrmig habe
gelehrt, daß zum Beispiel bei dein Brandunglückin Memwgen durch die öffeutlichcn Sammlunge»
mehr eingekommenwäre, als der Schaden betragen habe. Er selbst hätte in Oemeiuschaft
mit Frcu»den Sammlungen zu veranstalte» gesucht, die auch uicht erfolglos geblieben feieu. Der
Ausschuß habe sich sagcu müssen, oaß die Proviuzial-Hülfscafsenicht für elementare Unfälle, die
fast in jedem Jahre vorkäme»,iu Auspruch geuommeu werden könue, »ud da die Provinz felbst in
Folge der großen Beschädigungenau deu öffentliche» Bantc» i» Mitleidenschaftgezogen fei, so
habe der Ausschuß einstimmigin der Ansicht sich vereinigt, die Anträge abzulehnen.

Der Abgeordnete Bremig bemerkt, daß gerade der Umstand ihn am meistenbestimmt
habe, den Antrag einzubringen, weil er unmittelbar vor dem Zusammentritt des Landtages den
Nothschrei des Bürgermeisters zu Mrn veruommenhabe, uud daß die cingega»ge»cn Beiträge nicht
im Entferntesten hinreichten,die Notl, zu mildern. In Kirn allein betrage der Schaden über
1 Millio» Mark.

AbgeordneterNeusch: Wenn hier eine Unterstützungbei Brand- oder Hagelschäden be¬
antragt worden wäre, so würde er unbedingt für Ablehnnugstimmcu. Da es aber rein unmöglich
sei, sich gegen derartige Schäden zu versichern, so müsse er bitten, dem Antrage des Abgeordneten
Bremig zuzustimmen.

Der Referent bemerkt, daß im Ausschüsse auch gelteud gemacht worden sei, der durch
jene NaturereignisseangerichteteSchade» sei viel zn groß, um mit der Vertheilnng von 30,000
Mark die auf Millionen sich belaufendenVerluste auch nur annähernd entschädigen zu können.
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Der Abgeordnete Courth hofft, daß die reichlich fließenden öffentlichen Unterstützungen
;nr Minderung der Noth beitragen werden, nnd da nicht hinreichend Material über die am meisten
Beschädigten vorliege, halte er cö für zweckmäßig, den Antrag des Ausschusses aumnehmcn.

Der Abgeordnete Freiherr von Schell bittet in Rücksicht auf deu umstand, daß noch
eine große Summe aus der Provinzial-Hülfstasse zur Verfügung stehe, den. Antrage des Abgeord^
neten Brcmig zuzustimmen.

Abgeordneter N reinig: Das von dem Ausschusse mit geltend gemachte Motiv, weil man
die von dem Unglück Betroffenen nicht hinreichend entschädigen könne, solle mau ihnen gar Nichts
geben, sei unzutreffend. Nach den c^u^i amtlichen Veröffentlichungen in iiirn sei noch niebt ein
Viertel des Schadens durch die freiwilligen Beiträge aufgebracht worden.

Der Referent empfiehlt in den Schlußworten die Annahme des AnSschnßamrages,
Der Marschall bringt hieranf den Antrag des Ausschusses -mr Abstimmung und wird

derselbe augenommen.
Beschädigung u°n Referat des IV, Ausschusses über den Bericht der Negierung zn Cob'lcuz, betreffend die

V«zirkssi«ßcn im Nc> V^^^^j^^^ ^„ Bezirksstraßcn durch Woltcubruch.
giclungsbeMLoblenz Referent der Abgeordnete Freiherr v. P lettenbcrg - Mch r u m. >'un Negiernngsbezirlc

' Üoblenz sind in Folge WoltenbruchS in der Nacht vom 4. anf den .'>, Angnsl entstandenen
UeberschN'cinmnngenvon den nnter dortiger Verwaltung stehenden Bezirtsstraßen folgende Strecken
beschädigt worden:

!) die 5Urn-Castellanner Straße von Kirn bis zur Oldenbnrgischcn Grenze;
2) die Bezirtsstraßeu dcö Bantreises Zell.
Der IV. Ausschuß ist der Ansicht, daß die durch Naturereiguisse iu dem lints-rheinischen

Theile des Regierungsbezirks (5oblenz an den Bezirtsstraßen entstandenen Schäden resp, die zn
deren Beseitigung erforderliche Summe von 88,000 Mark aus Proviuzialmitteln gedecktwerden
muß, während das Deficit des ostrheinifchen Bczirtsstraßeufouds von 10,000 Mark nicht ans die
Provinz zu übernehmen sei. Ob die Kosten der antieipirteu Pflasterung der Neuwied-Dicrdorfcr
Bczirksstraße auf die Provinz zu übernehme,! sind, muß späterer genauer Uutersuchuug überlassen
bleiben. Wegen Dringlichkeit des ersten Theils der Vorlage schlägt der Ausschuß ,sofort Ueber-
Weisung an den Provinziell Verwaltungsratl) vor.

Der Marsch all eröffnet hierüber die Diseuffion.
Der Abgeordnete v. Ehnern bemerkt, daß in Folge des vorher gefaßten Beschlusses es

nur eousegueut sein würde, keine Unterstützuug deu durch Wasser Beschädigte» zu gewähren, und
dem Bezirtsstraßcufonds es zn überlassen, den Schaden selbst zn tragen.

Abgeordneter Br einig. Der Landtag werde dem abgegebenen Votnm um so mehr treu
bleiben müssen, als hier ein Verband vorhanden sei, der dafür zu forgen habe, die zerstörten
Straßen wieder herzustellen.

Der Abgeordnete Nichter bemerkt, die Regierung in Trier habe einen derartigen
Autrag uicht eingebracht, obschou sie Grund dazu gehabt hätte, da auch im Regierungsbezirke Trier'
ähnliche Verhältnisse vorliegen.

Der Marsch all schließt die Disenssion nnd bringt den ersten Autrag des Ausschusses
zur Abstimmung, für den linksrheinischen Theil des Regierungsbezirks Coblcnz dem Provinziab
Verwaltungörathe 88,000 Mark aus Provinzialmittclu zur Verfügung zu stelle».

Der Autrag wird abgelehnt.
Hierauf wird der zweite Anlrag znr Abstimmung gebracht, das Defiei» des ostrheinifchen

ÄezirtsslraßeufoudS von 10,000 Mart nicht auf die Provinz zu übernehmen.
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